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Einleitung

Überblick über den Untersuchungsgegenstand

Der Trend, Leitungsorgane von Unternehmen bei fehlerhaften Entschei-
dungen in Anspruch zu nehmen, hat in den letzten Jahren deutlich zuge-
nommen.1 Diese Entwicklung zeichnet sich nicht nur bei Managern in pri-
vatwirtschaftlichen Unternehmen ab, sondern macht neuerdings auch kei-
nen Halt mehr vor Vorständen öffentlich-rechtlicher Körperschaften und
Anstalten.2 Bei der Erhebung von Regressansprüchen gegenüber ihren
Leitungsorganen (Innenverhältnis) nehmen nicht nur die Anstellungskör-
perschaften selbst eine zentrale Rolle ein, sondern – vor allem im öffentli-
chen Recht – auch die Aufsichtsbehörden; sie legen ein Hauptaugenmerk
auf die Verfolgung von Schadensersatzansprüchen gegenüber den Vor-
standsmitgliedern.3 Die Durchsetzung der Ansprüche aus dem Innenver-
hältnis geschieht im System der gesetzlichen Krankenkassen (GKV-Sys-
tem) vor allem im Interesse der dahinterstehenden Versicherten.

Diese Entwicklung darf nicht verwundern, denn der Grad an Verant-
wortung ist dem Grunde nach an eine erhöhte Haftungsgefahr gekoppelt.
Dabei sind insbesondere die Auswirkungen der Ausgestaltung des Haf-
tungssystems auf das Verhalten des Vorstands nicht zu unterschätzen,
denn neben der Ausgleichsfunktion hat die Haftung stets4 auch eine prä-

A.

I.

1 Die Bedeutung und Aktualität der Organhaftung von Unternehmensleitern darstel-
lend: Bachmann, Gutachten zum 70. Deutschen Juristentag, E 9.

2 Steinmeyer, KrV 2012, 49; Schmidt/Schantz, NZS 2014, 5.
3 Steinmeyer, KrV 2012, 49; Schmidt/Schantz, NZS 2014, 5.
4 Durch die Schadensersatznormen wird man – trotz der Verzichtsmöglichkeit bei der

Geltendmachung von Haftungsansprüchen (Bayer/Scholz, NZG 2014, 926, 928) –
dem Gläubigerinteresse gerecht, so dass auch immer ein Kompensationszweck ge-
geben ist. Ebenso wenig sollte allein auf den Kompensationszweck abgestellt wer-
den, denn unter bestimmten Voraussetzungen kann es sinnvoller sein von der Gel-
tendmachung von Schadensersatzansprüchen abzusehen; in diesen Fällen kann
nicht mehr nur auf die Ausgleichsfunktion verwiesen werden. Bachmann, Gutach-
ten zum 70. Deutschen Juristentag, E 21.
A.A.: Wagner, ZHR 2014, 227, 259 f. Dieser stellt allein auf den Präventionszweck
ab.
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ventive Funktion.5 Diese hält dabei je nach ihrer Ausgestaltungen zwei Ef-
fekte bereit: Zum einen wird durch die drohende Haftung das Vermögen
der Körperschaft geschützt. Zum anderen kann die Präventivfunktion dazu
führen, dass aus Angst vor einer persönlichen Haftung die Initiativbereit-
schaft des jeweiligen Vorstandsmitglieds leidet.6 Vor allem im sensiblen
Bereich unternehmerischer Entscheidungen kann die Präventivfunktion
eine besondere verhaltenssteuernde Wirkung erzeugen.7 Neben den Prä-
ventions- und Kompensationsgedanken dürfen bei der Frage nach den
Funktionen der Organhaftung – insbesondere vor dem Hintergrund der
Trennung von Kapital- und Leitungsbefugnissen – ökonomische Überle-
gungen nicht fehlen.8

Die juristische als auch ökonomische Diskussion um die Haftung von
Organmitgliedern im Innenverhältnis bezog sich dabei in den letzten Jah-
ren zumeist auf die Leitungsorgane von Aktiengesellschaften.9 Sukzessiv
erfolgte nach dem Vorbild der BGH-Rechtsprechung10 eine detaillierte
Normierung eines Haftungssystems für den Vorstand einer Aktiengesell-
schaft. Hauptaugenmerk lag dabei auf der Einführung der sogenannten
Business Judgment Rule in § 93 I 2 AktG.

Trotz der Tatsache, dass § 93 I 2 allein im Aktiengesetz positivrechtlich
verankert wurde, entstand eine breit angelegte Diskussion in der Fachlite-
ratur über die Übertragbarkeit der Business Judgment Rule auf andere
Körperschaften des Privatrechts. Ausgangspunkt war hierbei insbesondere
die gesetzgeberisch getätigte Aussage, dass „der Grundgedanke eines Ge-
schäftsleiterermessens im Bereich unternehmerischer Entscheidungen
nicht auf den Haftungstatbestand des § 93 AktG und nicht auf die Aktien-

5 Vgl. auch explizit für die Organhaftung des Vorstands einer Aktiengesellschaft:
Bachmann, Gutachten zum 70. Deutschen Juristentag, E 21 ff.

6 Steinmeyer, KrV 2012, 49.
7 Pauker, Unternehmen-Risiko-Haftung, S. 36 f.
8 Vgl. auch: Bachmann, Gutachten zum 70. Deutschen Juristentag, E 21 ff. u.V.a.

die einschlägige ökonomische Literatur, u.a.: Schäfer/Ott, Lehrbuch der ökonomi-
schen Analyse des Zivilrechts, S. 687 ff.; Wagner, in: MüKo, BGB, Vorb., § 823,
Rn. 45 ff.; a.A.: Bayer/Scholz, NZG 2014, 926, 929.

9 Zur Organhaftung in der Aktiengesellschaft: 63. Deutscher Juristentag (2000); 67.
Deutscher Betriebswirtschaftler-Tag (2013); 69. Deutscher Juristentag (2012);
hierzu: Bachmann, AG 2012, 565, 577 f.; 70. Deutscher Juristentag (2014). Aus-
führlich zur Bedeutung und Aktualität der Organhaftung: Bachmann, Gutachten
zum 70. Deutschen Juristentag, E 9 f.

10 BGH, Urteil v. 21.04.1997 – II ZR 175/95, BGHZ 135, 244 ff.

A. Einleitung
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gesellschaft beschränkt sei, sondern sich auch ohne positivrechtliche Re-
gelung in allen Formen unternehmerischer Betätigung finde. Das für das
Aktiengesetz zu § 93 gefundene Regelungsmuster und die Literatur und
Rechtsprechung dazu können aber als Anknüpfungs- und Ausgangspunkt
für die weitere Rechtsentwicklung dienen.“11

Die vom Gesetzgeber getätigte Aussage kann durchaus als Aufforde-
rung an die Wissenschaft zur Untersuchung der einzelnen Innenhaftungs-
systeme in anderen Rechtsbereichen – sogar als Rechtsentwicklungsauf-
trag – verstanden werden. Angesichts dessen erfolgten genauere Untersu-
chungen u.a. zu der Innenhaftung von GmbH-Geschäftsführern,12 Vor-
ständen von Genossenschaften13 bzw. Stiftungen14 und zur Haftung des
Insolvenzverwalters15 bzw. Testamentsvollstreckers16.

Hintergrund der zahlreichen Untersuchungen war jedoch nicht nur die
These, die Business Judgment Rule sei ein rechtsübergreifendes Institut,
sondern vielmehr auch die Vergleichbarkeit der (Entscheidungs- ) Situa-
tionen des Vorstands einer Aktiengesellschaft und derer von Leitungsor-
ganen in anderen Rechtsbereichen. In den oben aufgezählten Bereichen
seien – vergleichbar zur Situation im Aktienrecht – die jeweiligen Vor-
standsmitglieder mit zukunftsbezogenen und nur schwer kalkulierbaren
unsicheren Entscheidungsmöglichkeiten mit weitreichenden Handlungs-
spielräumen konfrontiert. Ob und gegebenenfalls in welchem Umfang die
Vorstände der anderen privatrechtlichen Körperschaften und Stiftungen in
den Genuss der privilegierenden Wirkung des § 93 I 2 AktG kommen, war
dabei primärer Untersuchungsgegenstand.

Überträgt man diese Überlegungen auf die Situation eines hauptamtli-
chen Vorstandsmitglieds einer Wettbewerbskrankenkasse i.S.d. § 35a I
SGB IV, so wird schnell augenscheinlich, weshalb eine solche Untersu-
chung auch in Bezug auf die Krankenkassen zu erfolgen hat:

11 BT-Drs. 15/5092, S. 12.
12 Hauschka, GmbHR 2007, 11 ff.; Fleischer, ZIP 2004, 685, 692; Lutter, GmbHR

2000, 301, 308.
13 Sitzenfrei, Die Haftung des Vorstands einer Genossenschaft, S. 184 ff.; Keßler/

Herzberg, BB 2010, 907 ff.
14 Gollan, Vorstandshaftung in der Stiftung, S. 119 ff.
15 Oldigies, Die Haftung des Insolvenzverwalters unter der Business Judgment Rule,

S. 130 ff.; Berger/Frege/Nicht, NZI 2010, 321 ff.
16 Bartsch, Der (unternehmens-) verwaltende Testamentsvollstrecker und seine Haf-

tung, S. 180 ff.
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Die Krankenkassen i.S.d. § 35a SGB IV nehmen gegenüber allen ande-
ren Körperschaften des öffentlichen Rechts eine besondere Stellung ein;
sie stehen nicht nur untereinander in einem u.U. existenzbedrohenden
Wettbewerb um Versicherte, sondern auch mit den privaten Versiche-
rern.17 Der Gesetzgeber hat sukzessiv ein Umfeld geschaffen, das der frei-
en Marktwirtschaft durchaus ähnelt.18 Des Weiteren hat der Gesetzgeber
durch die Organisationsreform 1996 eine „wettbewerbsadäquate Unter-
nehmensverfassung“19 nach dem Vorbild des Aktienrechts geschaffen, in
dem ein professionalisierter hauptamtlicher Vorstand installiert wurde. Im
Rahmen seiner Kompetenzen ist der hauptamtliche Vorstand einer Kran-
kenkasse i.S.d. § 35a SGB IV demzufolge nahezu denselben Risiken und
Unsicherheiten – vor allem was die Auswirkungen und Tragweiten seiner
Entscheidungen anbetrifft – ausgesetzt. Die Vorstandsmitglieder sehen
sich demnach neuerdings mit Begriffen wie „ganzheitliches Risikomange-
ment“ und „operationelle Risiken“ konfrontiert, die bisher in der freien Fi-
nanzwelt bei Banken verwendet werden.20 Es mag daher auch nicht ver-
wundern, dass sich zuletzt einige wenige Gerichte mit der Frage eines
Handlungsspielraums bei unternehmerischen Entscheidungen konfrontiert
sahen.21

Allerdings darf bei der Frage nach der Übertragbarkeit von aktienrecht-
lichen Haftungsvorschriften auf keinen Fall die öffentlich-rechtliche Aus-
gestaltung der Krankenversicherungsträger verkannt werden: Die Kran-
kenversicherungsträger sind trotz der Annäherung an die freie Wirtschaft
als Teil der mittelbaren Staatsverwaltung zum Gesundheitsschutz ver-
pflichtet, § 1 SGB V.22 Die Krankenkassenleitung ist im Rahmen ihrer
Leitungsfunktion demnach nicht nur mit einem starken Wettbewerb kon-
frontiert, sondern muss sich zur gleichen Zeit mit umfangreichen und de-
taillierten staatlichen Vorgaben auseinandersetzen.23 Im Rahmen der fol-

17 Steinmeyer, NZS 2008, 393, 396; ders., in: FS Eisenhardt 2007, S. 515 ff.
18 Steinmeyer, NZS 2008, 393, 396 f.; ders., in: FS Eisenhardt 2007, S. 515 ff.
19 Cassel, SGb 1993, 97, 101 f.
20 Obereigner, VW 2011, 429.
21 LG Itzehoe, Urteil v. 11.11.2011 – 6 O 24/11; LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil

v. 29.01.2014 − L 11 KR 399/12 KL, NZS 2014, 503, 505; OLG Hamm, Urteil
v. 17.03.2016 – 27 U 36/15, juris, Rn. 234 ff.; vorinstanzlich: LG Bochum, Urteil
v. 15.01.2015 – 3 O 430/12, juris, Rn. 23 f.

22 Steinmeyer, in: FS Eisenhardt 2007, S. 516 f.
23 Greß/Wasem, in: Rath/Alexander, Krankenkassen im Wandel, S. 19.
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genden Untersuchungen gilt es demzufolge das Gesamtsystem mitsamt
seiner öffentlich-rechtlichen Aufgaben zu berücksichtigen.

Überblick über den Untersuchungsgang

Da eine vom gesamten Haftungssystem losgelöste Untersuchung zur
Übertragbarkeit der Business Judgment Rule auf den hauptamtlichen Vor-
stand einer Krankenkasse i.S.d. § 35a SGB IV nicht zielführend ist, wird
zunächst das gesamte Innenhaftungssystem untersucht. Die besondere He-
rausforderung ergibt sich aus dem Umstand, dass das Innenhaftungssys-
tem der Krankenkassenvorstände bis dato noch weitgehend unerforscht ist.

Dabei gilt es nicht nur die einzelnen in Betracht kommenden Haftungs-
grundlagen samt ihrer materiell-rechtlichen Haftungsvoraussetzungen auf
ihren abschließenden Charakter hin zu untersuchen, sondern auch weitere
Haftungsparameter, wie Beweislast-, Verjährungs- und Haftungsentlas-
tungsregelungen24, darzustellen. Angesichts der sich im Folgenden heraus-
stellenden Leitbildfunktion des Aktiengesetzes bei der Organisationsre-
form im GKV-Recht25 ist bereits an dieser Stelle ein rechtsvergleichender
Blick in das Aktienrecht erforderlich. Insbesondere sollen auch die Ent-
scheidungsbefugnisse in Abgrenzung zu den Kompetenzen des Verwal-
tungsrates herausgearbeitet werden, wobei festzustellen sein wird, dass
neuerdings auch unternehmerische Entscheidungen in den Kompetenzbe-
reich des hauptamtlichen Krankenkassenvorstands fallen. Ferner finden
die eng mit dem Haftungssystem verknüpften praktischen Fragen nach der
Zulässigkeit von vertraglichen bzw. satzungsrechtlichen Haftungsbegren-
zungen, nach der Durchsetzbarkeit von Ansprüchen im Innenverhältnis
und der persönlichen Absicherung gegenüber den Folgen von Fehlent-
scheidungen durch die D&O-Versicherung Erwähnung. Die Untersuchung
der Ausgestaltung des Gesamthaftungssystems wirkt sich unmittelbare auf
die im Mittelpunkt stehende Frage nach der analogen Anwendung des
§ 93 I 2 AktG – explizit zur Frage der planwidrigen Regelungslücke – aus.

Darauffolgend ist spiegelbildlich die weitaus strukturiertere und er-
forschte Innenhaftungssituation des Vorstands einer Aktiengesellschaft zu

II.

24 Vgl. auch für den Vorstand einer Aktiengesellschaft: Oltmanns, Geschäftsleiter-
haftung und unternehmerisches Ermessen, S. 327 ff.; für den Stiftungsvorstand:
Gollan, Vorstandshaftung in der Stiftung, S. 6.

25 Seegmüller, Der hauptamtliche Vorstand, S. 91 ff.

II. Überblick über den Untersuchungsgang

19



untersuchen. Das Hauptaugenmerk liegt dabei auf der Illustration der
Business Judgment Rule samt ihrer teilweise strittigen Tatbestandsmerk-
male und Rechtsfolgen im deutschen Aktienrecht, § 93 I 2 AktG. Von be-
sonderem (aktuellem) wissenschaftlichen Interesse ist auch die Frage nach
der rechtlichen Behandlung einer – aus der Vorstandsperspektive – unsi-
cheren Rechtslage. Diese gilt es, angesichts der Tatsache, dass auch der
Vorstand einer Krankenkasse regelmäßig mit einer unsicheren Rechtslage
konfrontiert sein wird, mittels einer dogmatisch fundierten Art und Weise
zu erläutern und somit für die weiteren Forschungsgänge vorzubereiten.
Die im Vergleich zum gesetzlichen Krankenversicherungsrecht tiefer grei-
fenden wissenschaftlichen Erkenntnisse im Aktienrecht dienen sodann als
Grundlage für die nachstehenden Schlussfolgerungen.

Die herausgearbeiteten Unterschiede der beiden Haftungssysteme wer-
den sodann auf die Übertragbarkeitsfrage hin konkretisiert. Schwerpunkt-
mäßig werden die Voraussetzungen einer analogen Anwendung des § 93 I
2 AktG analysiert. Bei der Untersuchung der planwidrigen Regelungslü-
cke kann auf die im Rahmen der Darstellung des GKV-Innenhaftungssys-
tems erlangten Ergebnisse Rückgriff genommen werden. Bei der ver-
gleichbaren Interessenlage nehmen die Begründungsansätze für die Ein-
führung der Business Judgment Rule in das deutsche Aktienrecht eine
zentrale Bedeutung ein. Hierbei wird schnell offensichtlich, dass nicht alle
der zahlreich vertretenen Begründungsansätze geschäftsleiterspezifisch
sind und diese somit für die Analogieuntersuchungen nur teilweise Beach-
tung finden.

Um ein Ergebnis präsentieren zu können, das nicht mit den übrigen
Haftungsvoraussetzungen bzw. Parametern kollidiert, werden ferner die
Folgen der analogen Anwendung des § 93 I 2 AktG auf die Krankenkas-
senvorstände für das gesamte (Innen-) Haftungssystem aufgezeigt.26 Die
Fragestellung, ob und – gegebenenfalls – inwieweit eine Anpassung des
GKV-Haftungssystems anhand des aktienrechtlichen Vorbilds erfolgen
muss, stellt den nächsten Schritt der Untersuchung dar. Besondere Beach-
tung kommt dabei dem § 93 II 2 und VI AktG zu.

Schlussendlich werden die Forschungsergebnisse systematisiert. Dabei
sind vor allem die einzelnen Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfol-
gen der analogen Anwendung der Business Judgment Rule zu konkretisie-
ren.

26 Vgl. auch: Gollan, Vorstandshaftung in der Stiftung, S. 6.
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Haftung des hauptamtlichen Vorstands gegenüber seiner
Anstellungskrankenkasse

In der Praxis werden die hauptamtlichen Vorstandsmitglieder ein gewich-
tiges Interesse an möglichen haftungsrelevanten Privilegierungen haben,
damit eine persönliche Haftung gegenüber ihren Versicherungsträgern
weitestgehend eingegrenzt werden kann. Kontradiktorisch hierzu bezieht
sich das Interesse der Krankenkasse und ihrer Versicherungsmitglieder
vor allem auf ein am Wettbewerb des Krankenkassenmarktes orientiertes
Handeln der Organe. Die aus dem gestiegenen Wettbewerb resultierenden
zahlreichen Handlungsalternativen steigern wiederum das persönliche
Haftungsrisiko. Dieser Interessenkonflikt basiert dem Grunde nach auf
dem Umstand, dass auch bei den Krankenkassen eine Trennung von Kapi-
tal und Leitungsbefugnissen besteht.27 Das gesamte Innenhaftungssystem
unter Berücksichtigung aller Haftungsparametern müsste idealerweise an
die dargestellten unterschiedlichen Interessenlagen anknüpfen und den
Versuch unternehmen einen interessengerechten Ausgleich zu schaffen.

Demnach nimmt nicht nur der Grad der Organhaftungsstrenge eine zen-
trale Rolle ein, sondern es wirken auch die übrigen Haftungsparameter auf
die Initiativbereitschaft des Vorstandsorgans ein. Zu nennen sind in die-
sem Kontext insbesondere die Regelungen zu Beweislast und Verjährung,
aber auch die rechtliche Ausgestaltung der Durchsetzbarkeit solcher Er-
satzansprüche aus dem Innenverhältnis; denn erst das Zusammenspiel al-
ler Elemente bildet das Gesamtsystem.28

Rechtliche Einordnung der Rechtsbeziehung

Hinsichtlich der Art der Rechtsbeziehung zwischen den Krankenkassen-
trägern und dem hauptamtlichen Vorstand gibt weder das SGB IV noch

B.

I.

27 Richter/Furubotn, Neue Institutionenökonomik, S. 174 f.; siehe hierzu ausführli-
cher, S. 196 ff.

28 Vgl. auch für den Vorstand einer Aktiengesellschaft: Oltmanns, Geschäftsleiter-
haftung und unternehmerisches Ermessen, S. 327 ff.; für den Vorstand einer Stif-
tung: Gollan, Vorstandshaftung in der Stiftung, S. 207 ff.
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das SGB V nutzbringende Auskünfte. Im Gegensatz zum AktG (§ 84 I 5,
III 5) wird durch den Gesetzgeber im SGB eine sogenannte rechtliche
Doppelstellung29 des hauptamtlichen Vorstands nicht erkennbar gemacht.
Eine solche wird aber dadurch deutlich, dass eine Amtsentbindung/Amts-
enthebung nicht zwangsläufig zur Beendigung auch des dienstrechtlichen
Verhältnisses führt.30 Demzufolge ist auch von einer doppelten Rechtsstel-
lung des hauptamtlichen Vorstands auszugehen, welche auch bis zum Ge-
sundheitsstrukturgesetz31 für die Geschäftsführer galt. Hierbei ist zwi-
schen dem organrechtlichen und dem dienstrechtlichen Verhältnis zu dif-
ferenzieren. Diese stellen zwei eigenständige Rechtsverhältnisse dar.32

Organschaftliche Stellung des hauptamtlichen Vorstands

Das organschaftliche Verhältnis des hauptamtlichen Vorstands zur Kran-
kenkasse wird sowohl durch öffentlich-rechtliche Normen begründet als
auch beendet.33 Diese finden sich weitgehend in den Sozialgesetzbüchern
IV und V:

Seine Organfunktion für die Körperschaft des öffentlichen Rechts er-
langt das hauptamtliche Vorstandsmitglied durch die Wahl vom Verwal-
tungsrat nach § 35a V 1 SGB IV. Seine Amtszeit beträgt nach § 35a III 2
1. HS. SGB IV bis zu 6 Jahre. Dabei stellt die Erklärung, welche gegen-
über dem gewählten hauptamtlichen Vorstandsmitglied abzugeben ist,
einen „mitwirkungsbedürftigen Verwaltungsakt“ des Verwaltungsrates
dar, denn die Wahl muss vom gewählten zukünftigen Vorstand akzeptiert
werden.34 Die organschaftlichen Pflichten ergeben sich regelmäßig aus
dem Gesetz oder aus Satzungen.

1.

29 Dudda, Die Binnenstruktur der Krankenversicherungsträger, S. 100; Finkenbusch,
in: Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, Band 2, 4. Teil, Kap. 2, S. 108;
ders., Die Träger der Krankenversicherungen, S. 114.

30 Meydam, NZS 2000, 332 ff.; Hantel, NZS 2005, 580 ff.
31 Gesetz zur Sicherung und Strukturverbesserung der gesetzlichen Krankenversiche-

rung (Gesundheitsstrukturgesetz, GSG) v. 21.12.1992, BGBl. I S. 2266.
32 Baier, in: Krauskopf, SGB IV, § 35a, Rn. 21.
33 Finkenbusch, in: Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, Band 2, 4. Teil,

Kap. 2, S. 108.
34 Finkenbusch, in: Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, Band 2, 4. Teil,

Kap. 2, S. 114.
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Für eine Amtsenthebung/Amtsentbindung eines Mitglieds des Vor-
stands durch den Verwaltungsrat gilt § 59 I, III SGB IV entsprechend, wo-
nach entweder ein wichtiger Grund vorliegen muss oder die Voraussetzun-
gen für die Wählbarkeit nicht vorgelegen haben oder nachträglich entfal-
len sind (§§ 35a VII, 59 II SGB IV), oder ferner, wenn ein Vorstandsmit-
glied in grober Weise gegen seine Amtspflichten verstößt (§§ 35a VII, 59
III SGB IV). Des Weiteren nennt § 35a VII 2 SGB IV die Unfähigkeit zur
ordnungsgemäßen Geschäftsführung35 oder den Vertrauensentzug durch
den Verwaltungsrat als weitere Gründe für eine Amtsentbindung/Amtsent-
hebung. Da es in der Praxis – mutmaßlich angesichts der teilweise kolle-
gialen Verbundenheit zwischen den Organen – häufiger dazu kam, dass
der Verwaltungsrat eine Amtsenthebung/-entbindung unterließ, stellt § 35a
VII 3 SGB IV klar, dass in diesem Falle die Amtsenthebung durch die
Aufsichtsbehörde erfolgen soll.36 Bei Streitigkeiten im Zusammenhang
mit der Organfunktion des hauptamtlichen Vorstandsmitglieds ist der
Rechtsweg zu den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit nach § 51 I SGG
eröffnet, da es sich um eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit im Bereich
der Sozialversicherung handelt.

Dienstrechtliche Stellung des hauptamtlichen Vorstands

Streng von der organrechtlichen Stellung ist das dienstrechtliche Verhält-
nis zu unterscheiden.37

Das SGB gibt – anders als § 84 AktG – grundsätzlich keine Auskunft
über das dienstrechtliche Verhältnis.38 Dies darf allerdings auch nicht ver-
wundern, da die dienstrechtliche Stellung durch einen zivilrechtlich zu
qualifizierenden sogenannten Anstellungsvertrag nach den §§ 611 ff. BGB

2.

35 Die Existenz des § 35a VII 2 SGB IV deutet auf eine Leitungsfunktion des Vor-
stands hin.
Siehe hierzu ausführlicher, S. 31 f.

36 BT-Drs. 17/6906, S. 101.
37 Eine Anstellung nach der Dienstordnung ist seit dem 01.01.1993 nicht mehr mög-

lich, es sei denn, der Angestellte unterstand am 31. Dezember 1992 bereits einer
Dienstordnung; vgl. § 358 RVO.

38 Früher galt für die Ausgestaltung der Dienstverhältnisse der Mitarbeiter von Orts-
und Innungskrankenkassen die §§ 349 ff. RVO.

I. Rechtliche Einordnung der Rechtsbeziehung

23



begründet wird.39 Der Dienstvertrag beinhaltet die wesentlichen Rechte
und Pflichten, insbesondere Regelungen über die Gehaltshöhe, Bestellung
und Anstellung, Versorgungsbezüge, Schiedsvereinbarung und salvatori-
sche Klauseln.40

Eine zwingend vorzunehmende Befristung des dienstrechtlichen Ver-
hältnisses unter Berücksichtigung der organrechtlichen Amtszeit von 6
Jahren ist dem SGB zwar grundsätzlich fremd41, allerdings erfolgt in der
Praxis regelmäßig eine Befristung des Anstellungsvertrages auf 6 Jahre.42

Die bereits oben erwähnte Doppelstellung des hauptamtlichen Vorstands
wird insoweit deutlich, als dass eine Amtsentbindung/Amtsenthebung
grundsätzlich keine rechtlichen Auswirkungen auf den Anstellungsvertrag
hat. Um ein unwirtschaftliches Handeln – und damit gegen § 69 SGB IV
verstoßend43 – der jeweiligen Krankenkasse zu vermeiden, wird in der
Praxis der Anstellungsvertrag unter die auflösende Bedingung gestellt,
dass das Organverhältnis – und damit das Nutzen des Organs für die Kran-
kenkasse – endet.44

39 Rombach, in: Hauck/Noftz, SGB IV, § 35a, Rn. 7; Finkenbusch, in: Brackmann,
Handbuch der Sozialversicherung, Band 2, 4. Teil, Kap. 2, S. 116.

40 v. Linsingen, Sozialer Fortschritt 1995, 209, 213.
41 Vgl. auch: Baier, in: Krauskopf, SGB IV, § 35a, Rn. 21.
42 Finkenbusch, in: Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, Band 2, 4. Teil,

Kap. 2, S. 116; Rombach, in: Hauck/Noftz, SGB IV, § 35a, Rn. 7; Balzer, NZS
1994, 1, 5.

43 Das Gebot der wirtschaftlichen und sparsamen Aufgabenerfüllung aus § 69 II
SGB IV sieht vor, dass jeweils die günstigste Zweck-Mittelrelation bei der Aufga-
benerfüllung besteht. Daraus folgt auch, dass eine Vergütung des hauptamtlichen
Vorstands bei fehlender Organstellung keiner angemessenen Zweck-Mittelrelation
mehr entspricht. Es würde somit ein Verstoß gegen das Gebot der wirtschaftlichen
und sparsamen Aufgabenerfüllung aus § 69 II SGB IV vorliegen. Um einem sol-
chen Verstoß durch den Versicherungsträger vorzubeugen, muss – wie bereits
oben dargelegt – mithilfe einer auflösenden Bedingung die Laufzeit des dienst-
rechtlichen und des organrechtlichen Verhältnisses gleichlaufen. Vgl. auch: Fin-
kenbusch, in: Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, Band 2, 4. Teil, Kap.
2, S. 116.
Dementsprechend folgt bereits aus dem Gebot der wirtschaftlichen und sparsamen
Aufgabenerfüllung aus § 69 II SGB IV, dass die Dauer der organrechtlichen Stel-
lung und die der dienstrechtlichen Stellung übereinstimmen müssen.

44 Vgl. auch: Balzer, NZS 1994, 1, 5; Meydam, NZS 2000, 332, 335.
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Die Voraussetzungen der Vorstandshaftung in den Krankenkassen
i.S.d. § 35a I SGB IV

Während die gesetzgeberische Ausgestaltung der Haftungsvoraussetzun-
gen bei den Körperschaften des Privatrechts (Aktiengesellschaft, der
GmbH und der Genossenschaft) in den §§ 93 AktG, 43 GmbHG, 34 GenG
sehr strukturiert ausfällt, fehlen bei der Organhaftung von Krankenkassen-
vorständen vergleichbar detaillierte Haftungsvoraussetzungen. Demzufol-
ge liegt das Hauptaugenmerk auf der Haftung aus §§ 280 I, 611 BGB.

Rechtsgrundlagen für die Innenhaftung des hauptamtlichen Vorstands

In Betracht kommen neben §§ 280 I, 611 BGB als vertraglicher Sekundär-
anspruch § 12 III SGB V als spezielle Anspruchsgrundlage und §§ 823 ff.
BGB als deliktische Anspruchsgrundlage für pflichtwidriges und schuld-
haftes Verhalten des hauptamtlichen Vorstandsmitglieds. Daneben kann
sich im Falle einer strafrechtlichen Verurteilung auch eine Haftung aus
§ 823 II BGB ergeben, soweit sich die jeweilige Norm als Schutzgesetz
qualifizieren lässt.45 Hinzu treten die speziellen Haftungsregelungen nach
den §§ 106 IVb 1, 2, 175 IIa 5 SGB V. Diese gilt es im Hinblick auf die
Frage nach der analogen Anwendung des § 93 I 2 AktG – ebenso wie
§ 12 III SGB V – auf ihren abschließenden Charakter hin zu untersuchen.

Spezielle Haftungsnormen, §§ 106 IVb 1, 2, 175 IIa 5 SGB V

Nach § 106 IVb 1, 2 SGB V haften die Vorstandsvorsitzenden der Kran-
kenkassenverbände und kassenärztlichen Vereinigungen, wenn die Wirt-
schaftlichkeitsprüfungen nicht in dem vorgesehenen Umfang oder nicht
entsprechend den – für ihre Durchführung geltenden Vorgaben – durchge-
führt wurden. Dasselbe gilt nach § 106 IVb 2 SGB V, wenn die Wirt-
schaftlichkeitsprüfungen nicht in dem vorgesehenen Umfang oder nicht
entsprechend den für ihre Durchführung geltenden Vorgaben durchgeführt

II.

1.

a)

45 So kann u.U. das Unterlassen einer Erhebung des Zusatzbeitrags als Untreue i.S.d.
§ 266 I 2 Alt. StGB gewertet werden, so dass eine Haftung nach § 823 II BGB
i.V.m. § 266 I 2. Alt. StGB in Betracht kommt.
Siehe hierzu ausführlicher: Gaßner/Bonmann, NZS 2009, 15 ff.

II. Die Voraussetzungen der Vorstandshaftung in den Krankenkassen

25



werden, weil die erforderlichen Daten nach den §§ 296, 297 SGB V nicht
oder nicht im vorgesehenen Umfang oder nicht fristgerecht übermittelt
worden sind. Die praktische Durchsetzbarkeit der beiden Haftungsgrund-
lagen wird durch den Satz 3 des § 106 IVb SGB V sichergestellt, wonach
die Aufsichtsbehörde nach Anhörung der Vorstandsmitglieder und der
Vertreter im Prüfungsausschuss den Verwaltungsrat der Kassenverbände
und die Vertreterversammlung veranlassen muss, das Vorstandsmitglied
(oder die Mitglieder) auf Ersatz des aus der Pflichtverletzung entstandenen
Schadens in Anspruch zu nehmen.

Einer ähnlichen Struktur hat sich der Gesetzgeber auch bei der Formu-
lierung der Haftungsnorm des § 175 IIa 5 SGB V bedient: Hiernach haften
die Vorstandsmitglieder gegenüber ihrer Anstellungskrankenkasse, wenn
sie vorsätzlich oder fahrlässig nicht dagegen einschreiten, dass ihre Kran-
kenkasse einen Wechsel eines Versicherten rechtswidrig ablehnt oder sei-
nen Wechsel verhindert oder erschwert. Die Vorstandsmitglieder werden
somit durch ihre Anstellungskasse für ein von der Krankenkasse gezahltes
Zwangsgeld in Regress genommen.46 Ebenso wie § 106 IVb 3 SGB V si-
chert § 175 IIa 6 SGB V die Verfolgung der Regressansprüche durch den
jeweiligen Verwaltungsrat ab. Die Geltendmachung obliegt nämlich
grundsätzlich dem Verwaltungsrat; wird dieser allerdings nicht von sich
aus tätig, so obliegt der Aufsichtsbehörde die Pflicht, diesen hierzu zu ver-
anlassen.47

Bereits die Anspruchsvoraussetzungen zeigen, dass es sich bei den
§§ 106 IVb 1, 2, 175 IIa 5 SGB V um Regelungen sehr spezieller Haf-
tungskonstellationen handelt, denen sich der jeweilige Vorstand nicht all-
täglich ausgesetzt sieht und die keine abschließende Wirkung erzeugen
wollen.48 Auch die Auswertung der Rechtsprechung zur Innenhaftung

46 BT-Drs. 17/6906, S. 95.
Schmidt/Schantz, NZS 2014, 5 u.V.a. Hänlein, in: LPK-SGB V, § 175, Rn. 28.
Dieser führt die Einführung des speziellen Regressanspruchs auf die Schließung
der City-BKK im Sommer 2011 zurück. Nach der Schließung hätten sich die übri-
gen Krankenkassen gegen die Aufnahme der noch weit über 100.000 Versicherten
bei der City-BKK im Schließungszeitpunkt gestellt.

47 Siehe hierzu ausführlicher, S. 81 ff.
48 Siehe zur Frage, ob die Existenz der genannten Vorschriften gegen eine planwidri-

ge Regelungslücke bei der Begründung einer Analogie des § 93 I 2 AktG spre-
chen, ausführlicher, S. 183.
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macht deutlich,49 dass in der Praxis regelmäßig eine Haftung aufgrund
einer Verletzung der dienstvertraglichen Pflichten aus dem Anstellungs-
vertrag nach §§ 280 I, 611 BGB in Betracht kommt. Gerade im Hinblick
auf die für die Krankenkasse günstigere Beweislastumkehr aus
§ 280 I 2 BGB ist dies nachvollziehbar. Demzufolge steht die Regressan-
spruchsgrundlage nach §§ 280 I, 611 BGB im absoluten Mittelpunkt der
folgenden Untersuchungen.

§ 12 III SGB V als eigenständige Haftungsnorm?

Aus § 12 III SGB V ergibt sich, dass bei erfolgter Leistungserbringung oh-
ne Rechtsgrundlage oder entgegen geltendem Recht und bei Kenntnis ei-
nes Vorstandsmitglieds hiervon bzw. dessen verschuldeter Unkenntnis die
zuständige Aufsichtsbehörde nach Anhörung des Vorstandsmitglieds den
Verwaltungsrat zu veranlassen hat, das Vorstandsmitglied auf Ersatz des
aus der Pflichtverletzung entstandenen Schadens in Anspruch zu nehmen,
falls der Verwaltungsrat das Regressverfahren nicht bereits von sich aus
eingeleitet hat. Schon von seinem Wortlaut her wirft der § 12 III SGB V
(insoweit) drei Problemfelder auf:

Erstens geht der (persönliche) Anwendungsbereich nicht eindeutig aus
dem Wortlaut hervor. Zweitens stellt sich die Frage, ob § 12 III SGB V als
eigenständige Anspruchsgrundlage zu qualifizieren ist oder, ob § 12 III
SGB V lediglich dazu dient, das schon bestehende Haftungsrecht im In-
nenverhältnis „wirksamer zur Geltung“ zu bringen.50 Drittens könnte die
Existenz der Norm – qualifiziert man diese als eigenständige Haftungs-
norm – im Kontext der Frage nach der analogen Anwendbarkeit des § 93 I
2 AktG gegen das Vorliegen einer planwidrigen Regelungslücke spre-
chen.51

b)

49 Vgl. auch: Schmidt/Schantz, NZS 2014, 5 u.V.a. BSG Urteil v. 5.05.2009 – B 1
KR 9/08 R, SozR 4–2400 § 35a Nr 4; OLG Düsseldorf Hinweisbeschluss
v. 21.10.2008 – 24 K 54/08, NZS 2009, 281; LSG Baden-Württemberg, Urteil
v. 19.03.2007 – L 1 A 2763/06.

50 Seegmüller, NZS 1996, 408, 409.
51 Siehe hierzu ausführlicher, S. 183 ff.
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